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Beschlussempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit (16. Ausschuss) 


zu der Verordnung der Bundesregierung 
- Drucksachen 17/1900, 17/2061 Nr. 2 - 

Neununddreißigste Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissions- 
schutzgesetzes 

(Verordnung über Luftqualitätsstandards und Emissionshöchstmengen - 
39. BImSchV) 


A. Problem 

Die Verordnung dient der Umsetzung der Richtlinie 2008/50/EG des Europäi- 
schen Parlaments und des Rates vom 2 1 . Mai 2008 über Luftqualität und saubere 
Luft in Europa, soweit diese nicht durch eine entsprechende Änderung des Bun- 
des-Immissionsschutzgesetzes umgesetzt wird. In Ergänzung von Beschluss- 
empfehlung und Bericht auf Drucksache 17/768 vom 23. Februar 2010 sollen 
nunmehr die aus Anlage 2 der Drucksache 17/1900 ersichtlichen Maßgaben des 
Bundesrates Berücksichtigung finden. 

B. Lösung 

Zustimmung mit den Stimmen der Fraktionen der CDU/CSU und FDP gegen 
die Stimmen der Fraktionen DIE LINKE, und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
bei Stimmenthaltung der Fraktion der SPD 

C. Alternativen 

Keine 


D. Kosten 

Wurden im Ausschuss nicht erörtert. 
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Beschlussempfehlung 

Der Bundestag wolle beschließen, 

der Verordnung der Bundesregierung auf Drucksache 17/1900 zuzustimmen. 

Berlin, den 16. Juni 2010 

Der Ausschuss für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit 

Eva Bulling-Schröter Dr. Michael Paul Ute Vogt Dr. Uutz Knopek 

Vorsitzende Berichterstatter Berichterstatterin Berichterstatter 


Ralph Lenkert 

Berichterstatter 


Dorothea Steiner 

Berichterstatterin 
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Bericht der Abgeordneten Dr. Michael Paul, Ute Vogt, Dr. Lutz Knopek, 
Ralph Lenkert und Dorothea Steiner 


I. Überweisung 

Die Verordnung der Bundesregierung aufDrucksache 17/1900 
wurde gemäß § 92 der Geschäftsordnung des Deutschen Bun- 
destages (Drucksache 17/2061 Nr. 2) zur Beratung an den 
Ausschuss für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit 
überwiesen. 

II. Wesentlicher Inhalt der Vorlage 

Die Verordnung dient der Umsetzung der Richtlinie 2008/ 
50/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
21. Mai 2008 über Luftqualität und saubere Luft in Europa, 
soweit diese nicht durch eine entsprechende Änderung des 
Bundes-Immissionsschutzgesetzes umgesetzt wird. In Er- 
gänzung von Beschlussempfehlung und Bericht auf Druck- 
sache 17/768 vom 23. Februar 2010 sollen nunmehr die aus 
Anlage 2 der Drucksache 17/1900 ersichtlichen Maßgaben 
des Bundesrates Berücksichtigung finden. 

III. Beratungsverlauf und Beratungsergebnisse 
im federführenden Ausschuss 

Der Ausschuss für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicher- 
heit hat die Verordnung auf Drucksache 17/1900 in seiner 
16. Sitzung am 16. Juni 2010 beraten. 

Die Fraktion der CDU/CSU betonte, im Februar 2010 
habe man sich zuletzt mit der 39. BImSchV beschäftigt. Es 
sei darum gegangen, die 22. und 33. BImSchV zusammen- 
zufassen, d. h. sowohl die Regelungen über bodennahes 
Ozon als auch die klassischen Luftschadstoffe, wie Kohlen- 
monoxid, Blei, Benzol in einer Verordnung zusammen- 
zufassen und neue Regelungen bezüglich Feinststäube mit 
einem Durchmesser von weniger als 2,5 Mikrometern, d. h. 
besonders gesundheitsgefährdende Feinstäube, zusätzlich 
zu erfassen. Einige Punkte, die diskutiert worden seien, 
habe der Bundesrat in seiner Stellungnahme aufgenommen. 
Der Bundesrat habe insgesamt 25 Vorschläge zur Änderung 
der BImSchV vorgelegt. Die Bundesregierung wolle allen 
25 Vorschlägen Rechnung tragen. Es handele sich dabei ins- 
besondere um redaktionelle Änderungen, aber auch um 
Klarstellungen, die gewährleisteten, dass es sich tatsächlich 
um eine l:l-Umsetzung des europäischen Rechts handele. 
Im Ausschuss für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicher- 
heit sei bereits die Frage erörtert worden, ob einige der For- 
mulierungen aus der Vorlage der Bundesregierung tatsäch- 
lich eine l:l-Umsetzung des EU-Rechts darstellten. Nun 
habe der Bundesrat diese Diskussion aufgegriffen und klar- 
stellende Formulierungen vorgeschlagen. Es sei sinnvoll, 
die Änderungsvorschläge des Bundesrates, denen die Bun- 
desregierung zugestimmt habe, zu übernehmen. 

Die Fraktion der SPD stellte klar, sie halte auch die verän- 
derte Verordnung für nicht zustimmungsfähig. Die Chance 
einer substanziellen Verbesserung sei nicht genutzt worden. 
Es gehe im Wesentlichen um redaktionelle Veränderungen 
und Präzisierungen von Zuständigkeiten. In der Sache sei 
kein Fortschritt erzielt worden. Die genauen Vorgaben des 
Artikels 22 der Richtlinie seien nicht umgesetzt worden. Es 


fehlten außerdem nach wie vor konkrete Hilfestellungen für 
die Kommunen, was die Erstellung von Maßnahmenpaketen 
angehe und konkrete Maßnahmen zum Thema der Überwa- 
chung. Der Bundesrat habe in einer Entschließung auch die 
Sorge zum Ausdruck gebracht, dass vielerorts in Ballungs- 
räumen die Standards nicht eingehalten werden könnten, die 
Bundesregierung solle unbedingt ergänzende Anstrengun- 
gen zur Reduzierung von Schadstoffbelastungen unterneh- 
men. 

Die Fraktion der FDP vertrat die Auffassung, die vorlie- 
gende Verordnung werde den Komplex Luftreinhaltung nicht 
erschöpfend regeln. Jedoch würden Maßnahmeempfeh- 
lungen über den Regelungsinhalt der EU-Vorlage hinaus not- 
wendige Spielräume für sinnvolle Lösungen vor Ort ein- 
schränken. Auf die Frage der Sinnhaftigkeit von Umwelt- 
zonen solle im Rahmen der Beratung nicht näher eingegangen 
werden. Erfreulich sei, dass mit Hilfe des Bundesrates eine re- 
daktionelle Verbesserung und Klarstellung der 39. BImSchV 
erreicht worden sei. 

Die Fraktion DIE LINKE, kritisierte, die Änderungen des 
Bundesrates führten zwar zu einigen Klarstellungen, aber 
der Hauptkritikpunkt hinsichtlich zu weniger Messstellen 
und der Nichterfassung von Schadstoffen sei nicht aufge- 
griffen worden. In den Bundesländern würden jetzt nicht 
einmal mehr Standorte bestimmt, vielmehr werde nur noch 
festgelegt, wieviele Messtellen in den Bundesländern be- 
stünden. Daher werde das Problem der Nichteinhaltung von 
Grenzwerten in Großstädten bestehen bleiben. Messstellen 
würden möglicherweise an weniger problematischen Stand- 
orten zu verzeichnen sein. Für die Überschreitung der 
Grenzwerte werde explizit nur noch das Internet als Infor- 
mationsquelle angegeben. Dies führe dazu, dass die Hilf- 
losigkeit Betroffener zunehme. Wünschenswert sei bei 
Überschreitung ein transparenteres und besseres Verfahren. 
Es gehe zwar um Umsetzung der EU-Richtlinie, diese sei 
aber nicht im Interesse der Gesundheit der Menschen. 

Die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN teilte die Auf- 
fassung, es sei durch die Übernahme der Änderungsvor- 
schläge des Bundesrates keine Verbesserung eingetreten. 
Der Verpflichtung, die Emissionen zu verringern, werde 
man nicht gerecht. Der Aktionsplan werde durch kurzfristig 
zu ergreifende Maßnahmen ersetzt. Dies erfolge unter dem 
Vorwand der Umsetzung von EU-Recht. Tatsächlich wür- 
den aber gerade in Ballungsräumen Standards abgesenkt. 
Dies werde vom Bundesrat zu Recht kritisiert, ln Ballungs- 
räumen, in denen früher durch Kommunen Fahrverbote hät- 
ten verhängt werden können, stelle sich dies jetzt schwie- 
riger dar. Die freiwillige Leistung ziehe jetzt Kosten und 
Rechtfertigungsaufwand nach sich. Die Zahl der Fahrver- 
bote werde geringer werden. In kritischen Situationen seien 
Fahrverbote aber die sinnvollste Maßnahme, um kurzfristig 
eine Absenkung zu erreichen. Öffentliche Beteiligungs- 
rechte würden eingeschränkt. Die Beteiligung der Öffent- 
lichkeit an der Aufstellung von Aktionsplänen sei aber not- 
wendig für die Akzeptanz von Aktionsplänen und deren 
Konsequenzen. Auch die Modalitäten der Informationsein- 
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Berlin, den 16. Juni 2010 

Dr. Michael Paul 

Berichterstatter 

Ralph Lenkert 

Berichterstatter 


holung dokumentierten die Tendenz, bisher erreichte Stan- 
dards abzusenken. 

Die Bundesregierung stellte klar, der Begriff „Aktions- 
plan“ werde durch den Begriff „Pläne für kurzfristig zu er- 
greifende Maßnahmen“ abgelöst, d. h. es müsse nach wie 
vor bei ÜberschreiUmgen von Grenzwerten schnell gehan- 
delt werden. Zukünftig würden kurzfristig zu ergreifende 
Maßnahmen auch aus Praktikabilitätsgründen in den Luft- 
reinhalteplan integriert. Das Nebeneinander von Luftrein- 
halteplänen und Aktionsplänen habe sich als wenig prakti- 
kabel erwiesen. 

Der Ausschuss für Umwelt, Naturschutz und Reaktor- 
sicherheit beschloss mit den Stimmen der Fraktionen der 
CDU/CSU und FDP gegen die Stimmen der Fraktionen DIE 
LINKE, und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN bei Stimm- 
enthaltung der Fraktion der SPD, dem Deutschen Bundestag 
zu empfehlen, der Verordnung der Bundesregierung auf 
Drucksache 17/1900 zuzustimmen. 


Ute Vogt Dr. Lutz Knopek 

Berichterstatterin Berichterstatter 

Dorothea Steiner 

Berichterstatterin 
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